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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 2. Juni 1971
betreffend ein Verfahren nach Artikel 86 des Vertrages

(IV/26.760 — „GEMA")

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(71 /224/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf
Artikel 86 ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 17 vom 6 . Februar
1962 ( 1 ), insbesondere auf die Artikel 1 und 3 ,

im Hinblick auf den Beschluß der Kommission vom
3 . Juni 1970 , ein Verfahren von Amts wegen gegen
die Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und
mechanische Vervielfältigungsrechte (GEMA) in Ber­
lin einzuleiten ,

nach Anhörung des beteiligten Unternehmens gemäß
Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung Nr . 17 und der
Verordnung Nr . 99/63 /EWG (2 ),

nach Anhörung des Deutschen Komponistenverban­
des auf Grund seines auf Artikel 19 Absatz 2 der
Verordnung Nr. 17 gestützten Antrags ,

im Hinblick auf die vom Beratenden Ausschuß für
Kartell - und Monopolfragen am 27 . April 1971
gemäß Artikel 10 der Verordnung Nr. 17 abgegebene
Stellungnahme und

in Erwägung nachstehender Gründe :

I. Sachverhalt

A. Das Verhältnis der GEMA zu den Musikanbietern
(Komponisten , Textdichter, Verleger)

1 . Die Satzung in der Fassung vom 9 , und 10 . Juni
1970 .

a ) Die GEMA ist ein wirtschaftlicher Verein nach
deutschem Recht ; ihre Rechtsfähigkeit beruht auf
staatlicher Verleihung (§ 22 BGB , § 1 der
Satzung). Ihr Zweck ist der Schutz des Urhebers
und die Wahrung seiner Rechte (§ 2 Ziffer 1 der
Satzung).

b ) Die Tätigkeit der GEMA erstreckt sich unmittel­
bar auf das Gebiet Deutschlands , auf das Ausland
dagegen nur im Rahmen internationaler Vereinba­
rungen (§ 2 Ziffer 4 der Satzung).

c ) Komponisten , Textdichter oder Verleger, die die
Vermittlungstätigkeit der GEMA in Anspruch
nehmen wollen, müssen einen Berechtigungsver­
trag unterzeichnen,
— in dem sie der GEMA alle ihnen gegenwärtig

zustehenden und zukünftig entstehenden Rech­
te übertragen ;

— dessen unkündbare Laufzeit — unabhängig
von der Dauer einer eventuellen Mitgliedschaft
— mindestens sechs Jahre beträgt

(§ 3 Ziffer 1 Buchstabe a ) der Satzung).

d ) Der Aufsichtsrat kann in Einzelfällen bei Ab­
schluß des Berechtigungsvertrags besonderen Ver­
hältnissen Rechnung tragen . Er kann den An­
spruch auf Erwerb der Mitgliedschaft ausschließen
(§ 3 Ziffer 2 der Satzung).

e) Die Satzung unterscheidet zwischen ordentlichen,
außerordentlichen und angeschlossenen Mitglie­
dern :

— deutsche Staatsangehörige können unabhängig
von ihrem steuerlichen oder bürgerlichen
Wohnsitz ordentliche oder außerordentliche
Mitglieder werden (§ 6 Buchstabe a) der
Satzung) ;

— Ausländer können nur dann ordentliche oder
außerordentliche Mitglieder werden, wenn sie
ihren steuerlichen Wohnsitz in Deutschland
haben (§ 6 Buchstabe a ) der Satzung) ;

— Musikverlage, die ihren Sitz in Deutschland
haben, können ordentliche oder außerordent­
liche Mitglieder werden ; Musikverlage mit
Sitz im Ausland können nur angeschlossene
Mitglieder werden (§ 6 Buchstabe b) Absatz
1 der Satzung) ;

— Verlagsfirmen mit Sitz in Deutschland, die in
wirtschaftlichem oder personellem Zusammen­
hang mit ausländischen Verlagen stehen, kön­
nen nur in begründeten Ausnahmefällen und
mit Zustimmung des Aufsichtsrats aufgenom­
men werden (§ 6 Buchstabe b ) Absatz 4 der
Satzung).

f) Ein außerordentliches Mitglied kann — abgesehen
von der Kooption durch den Aufsichtsrat (§ 7
Ziffer 2 der Satzung) — nur dann ordentliches
Mitglied werden, wenn

(') ABl . Nr. 13 vom 21 . 2 . 1962, S. 204/62 .
( 2 ) ABl . Nr. 127 vom 20 . 8 . 1963 , S. 2268/63 .
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— es als Komponist oder Textdichter in fünf
aufeinanderfolgenden Jahren ein Mindestauf­
kommen von 20 000 DM, jedoch in vier
aufeinanderfolgenden Jahren mindestens 1 200
DM jährlich von der GEMA bezogen hat (§ 7
Ziffer 1 Buchstaben a ) und b ) der Satzung) ;

— es als Musikverleger in fünf aufeinanderfolgen­
den Jahren ein Mindestaufkommen von 50 000
DM, jedoch in vier aufeinanderfolgenden
Jahren mindestens 3 000 DM jährlich von der
GEMA bezogen hat (§ 7 Ziffer 1 Buchstabe
c ) der Satzung).

g) Die ordentliche Mitgliedschaft wird durch die
Aufnahme erworben ; über den Aufnahmeantrag
entscheidet der Vorstand im Einvernehmen mit
dem Aufsichtsrat. Im Aufnahmeantrag muß der
Antragsteller ausdrücklich erklären, daß er Sat­
zung und Verteilungsplan anerkennt, daß er alles
tun werde, um die Erreichung des Vereinszwecks
herbeizuführen und daß er den in § 3 Ziffer 1
der Satzung vorgesehenen Berechtigungsvertrag
abgeschlossen hat (§ 8 Ziffern 1 und 2 der
Satzung).

h ) Die Aufnahme als ordentliches Mitglied kann
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 7
Ziffer 1 und § 8 Ziffer 2 der Satzung versagt
werden, falls die Gesamtumstände es für unwahr­
scheinlich erscheinen lassen , daß das künftige
Mitglied die in § 8 Ziffer 2 Buchstabe b)
übernommenen Verpflichtungen werde erfüllen
können . Dies gilt insbesondere für Antragsteller,
die als Musikverwerter mit einer Verwertungsge­
sellschaft in Vertragsbeziehungen stehen, sowie für
Antragsteller, die von solchen Musikverwertern
wirtschaftlich abhängig sind (§ 8 Ziffer 3 Absatz
1 der Satzung).

i ) Die außerordentliche Mitgliedschaft wird mit der
Unterzeichnung des Berechtigungsvertrags erwor­
ben , sofern in diesem nichts anderes vorgesehen ist
(§ 8a Absatz 1 der Satzung).

j ) Sieht der Berechtigungsvertrag den Nichterwerb
der außerordentlichen Mitgliedschaft vor, so wird
der Beteiligte „angeschlossenes Mitglied". Er ist
kein Mitglied im Sinne des deutschen Vereins­
rechts ; das Rechtsverhältnis zwischen ihm und
der GEMA richtet sich ausschließlich nach dem
Berechtigungsvertrag (§ 8a Absatz 2 der Sat­
zung).

k ) Die ordentliche oder außerordentliche Mitglied­
schaft endet zum Jahresende durch schriftliche
Austrittserklärung, die mit einer Frist von minde­
stens drei Monaten bei der GEMA eingegangen
sein muß (§ 9 Abschnitt A Ziffer 1 der Satzung).

1 ) Tritt bei einem ordentlichen Mitglied eine Ände­
rung der nach § 6 Buchstabe b ) Absatz 4

(wirtschaftlicher oder personeller Zusammenhang
mit ausländischen Verlegern ) oder nach § 8
Ziffer 3 Absatz 1 (Vertragsbeziehungen als Musik­
verwerter zu einer Verwertungsgesellschaft oder
wirtschaftliche Abhängigkeit von Musikverwer­
tern ) wesentlichen Verhältnisse ein, so kann der
Aufsichtsrat die Aufnahmevoraussetzungen vernei­
nen ; die Mitgliedschaft als ordentliches Mitglied
endet dann mit dem laufenden Geschäftsjahr (§ 9
Abschnitt B der Satzung).

m ) Die Beendigung der ordentlichen oder außeror­
dentlichen Mitgliedschaft hat auf die Wirksamkeit
des Berechtigungsvertrags keinen Einfluß (§ 9
Abschnitt C der Satzung).

n ) In der Mitgliederversammlung haben generell nur
ordentliche Mitglieder das aktive und passive
Wahlrecht (§ 10 Ziffer 2 der Satzung) und das
Stimmrecht (§ 10 Ziffern 6 und 7 der Satzung) ;
jedoch wählen die außerordentlichen und ange­
schlossenen Mitglieder alle zwei Jahre 15 Dele­
gierte, denen in der Mitgliederversammlung das
Stimmrecht und das aktive, nicht aber das passive
Wahlrecht zusteht (§ 12 Ziffern 2 und 3 der
Satzung).

o ) Der Aufsichtsrat besteht aus 15 Mitgliedern , von
denen sechs Komponisten , fünf Verleger und vier
Textdichter sein müssen (§ 13 Ziffer 1 Absatz 1
der Satzung). Wählbar sind nur ordentliche
Mitglieder mit deutscher Staatsangehörigkeit und
solche , denen vor 1946 die deutsche Staatsangehö­
rigkeit aberkannt ist und die nunmehr ihren
steuerlichen Wohnsitz in Deutschland haben . Sie
müssen außerdem der GEMA mindestens fünf
Jahre lang als ordentliches Mitglied angehören (§
13 Ziffer 1 Absatz 2 der Satzung).

Entgegen dem strikten Wortlaut dieser Bestim­
mungen sind in der Praxis nicht nur ordentliche
Mitglieder zum Aufsichtsrat wählbar, sondern in
den Fällen der Mitgliedschaft von Personalgesell­
schaften oder juristischen Personen auch deren
Gesellschafter, Geschäftsführer, Vorstandsmitglie­
der usw.

2 . Der Verteilungsplan in der Fassung vom 9 , und
10 . Juni 1970 .

a ) Für kulturelle und soziale Zwecke werden 10 %
der Verteilungssumme zur Verfügung gestellt. Über
die Verwendung dieses Betrages, der Zinserträge,
Aufnahme- sowie Verwaltungsgebühren, Konven­
tionalstrafen und anderer unverteilbarer Beträge
entscheidet die Geschäftsleitung (womit der Vor­
stand gemeint ist ) im Einvernehmen mit dem
Aufsichtsrat (§ 1 Ziffer 4 der Allgemeinen
Grundsätze für das Aufführungs- und Senderecht).
Auf Grund dieser Vorschrift ist die unter Ziffer 3
behandelte Geschäftsordnung für das
Wertungsverfahren erlassen worden .
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b ) Zu den unverteilbaren Beträgen zählen auch die
Einnahmen der GEMA auf Grund von § 53
Absatz 5 des deutschen Gesetzes über Urheber­
recht und verwandte Schutzrechte . Diese Einnah­
men kommen daher nur den nach dem Wertungs­
verfahren Berechtigten zugute , obwohl in ihnen
eine Abgeltung der Ansprüche aller Urheber aus
der ganzen Welt, soweit sie Rechte in Deutschland
haben, zu sehen ist .

nach dem Durchschnittsaufkommen während der
jeweils letzten drei Jahre in den Sparten Unterhal­
tungs- und Tanzmusik, Varieté, Kabarett und
Zirkus , Hörfunk und Fernsehen , Tonfilm und
Ausland ; außerdem werden sogenannte Standard­
werke und „Evergreens" zusätzlich berücksichtigt ,
desgleichen das „Gesamtschaffen" und die „künst­
lerische Persönlichkeit" (§ 5 Ziffer 3 der
Geschäftsordnung) .

e ) Die Standardwerke werden vom Wertungsaus­
schuß in einen Katalog aufgenommen ; Vorausset­
zung hierfür ist unter anderem, daß das Original­
werk vor mindestens 15 Jahren in einer gedruck­
ten deutschen Ausgabe erschienen ist und in den
letzten fünf Jähen im Jahresdurchschnitt minde­
stens 1 000 (für „Evergreens" 4 000 ) Kapellenauf­
führungen gehabt hat (§ 5 Ziffer 5 Buchstaben a )
und b ) der Geschäftsordnung).

f ) Hat ein Mitglied eine bestimmte Wertungsgruppe
erreicht , so verbleibt es in dieser, auch wenn es die
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt (§ 5 Ziffer 6
der Geschäftsordnung).

g ) Gegen die Entscheidungen des Wertungsausschus­
ses kann die Entscheidung des Aufsichtsrats
herbeigeführt werden (§ 8 Ziffer 1 der Geschäfts­
ordnung), die unter Ausschluß des Rechtswegs
endgültig ist (§ 9 Ziffer 1 der Geschäftsordnung).

h ) Nach dem ab 1 . Januar 1970 geltenden Anhang
zur Geschäftsordnung für das Wertungsverfahren
erhalten Komponisten und Textdichter nach
20jähriger ordentlicher Mitgliedschaft weitere Zu­
wendungen .

4 . Der Berechtigungsvertrag ( in der Fassung vom
19 . und 20 . Juni 1968 ).

a ) Der Berechtigte überträgt der GEMA seine Musik­
Urheberrechte, und zwar

— alle ihm gegenwärtig zustehenden und

— alle ihm während der Vertragsdauer noch
zuwachsenden, zufallenden , wieder zufallenden
oder sonst erworbenen ,

— auch soweit sie durch die künftige technische
Entwicklung oder durch Änderung der Ge­
setzgebung entstehen oder erwachsen ,

— für die ganze Welt ,
— ausschließlich

3 . Die Geschäftsordnung für das Wertungsver­
fahren in der Unterhaltungs- und Tanzmusik ein­
schließlich ihres Anhangs in der Fassung vom 9 ,
und 10 . Juni 1970 .

a ) Es wird ein Wertungsausschuß eingerichtet, der
aus je drei Komponisten , Textdichtern und
Verlegern besteht, von denen je einer mindestens
fünf, die anderen jedoch mindestens 10 Jahre lang
ordentliche Mitglieder der GEMA sein müssen
(§ 1 Ziffer 1 der Geschäftsordnung).

b ) Um in den Genuß dieser zusätzlichen Zahlungen
auf Grund des Wertungsverfahrens zu kommen ,
werden folgende Voraussetzungen verlangt (§ 3
Ziffern 1 bis 8 der Geschäftsordnung) :

— mindestens drei Jahre ordentliche Mitglied­
schaft bei der GEMA ;

— soweit in den einzelnen Berechtigungsgruppen
eine längere Mitgliedschaft als drei Jahre
verlangt wird , werden nur solche in den
Vorgängerorganisationen der GEMA zwingend
angerechnet ; die Zugehörigkeit in einer ande­
ren Verwertungsgesellschaft kann fakultativ
angerechnet werden ;

— das ordentliche Mitglied muß seine Rechte für
die ganze Welt auf die GEMA übertragen
haben und in ungekündigtem Vertragsverhält­
nis zur GEMA stehen ; eine Ausnahme kann
gemacht werden, wenn das Mitglied nur für
bestimmte einzelne Länder die Rechte nicht
auf die GEMA übertragen hat ;

— außerordentliche Mitglieder, die wegen § 8
Ziffer 3 Absatz 1 der Satzung ( insbesondere
Abhängigkeit von einem Musikverwerter ) die
ordentliche Mitgliedschaft nicht erwerben kön­
nen oder diese nach § 9 Abschnitt B aus
denselben Gründen verlieren , werden im Wer­
tungsverfahren wie ordentliche Mitglieder be­
handelt .

c ) Auf Zuwendungen im Rahmen des WertungsVer­
fahrens besteht kein Rechtsanspruch (§ 3 Ziffer 9
der Geschäftsordnung).

d ) Die Zahlungen nach dem Wertungsverfahren
richten sich nach der Dauer der Mitgliedschaft und

(§ 1 des Berechtigungsvertrags ).

b ) Die GEMA ist berechtigt, die ihr vom Berechtig­
ten übertragenen Rechte im eigenen Namen
auszunützen , sie auszuwerten , die zu zahlende
Gegenleistung in Empfang zu nehmen , die ihr
übertragenen Rechte an Dritte ganz oder zum Teil
weiter zu übertragen oder die Benutzung zu
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Fall der Unterstützung oder Beihilfe für die
Witwe jedoch nur 10 Jahre (§ 7 Absatz 1
Buchstabe a) ) ; dabei wird die Zugehörigkeit
zu den Vorgängerorganisationen der GEMA
angerechnet,

— während 10 Jahren ein Mindestdurch­
schnittsaufkommen von der GEMA von 2 000
DM für Urheber oder 5 000 DM für Verleger
bei ernster Musik oder

— während 10 Jahren ein Mindestdurch­
schnittsaufkommen von der GEMA von 4 000
DM für Urheber oder 10 000 DM für Verleger
bei Unterhaltungs- und Tanzmusik,

— der Nachweis der Bedürftigkeit, die nach § 8
der Satzung anzunehmen ist, wenn Urheber
nicht mehr als 12 000 DM und Verleger nicht
mehr als 36 000 DM an anderen Einkünften
(einschließlich der Einnahmen des Ehegatten )
pro Jahr haben (§ 5 in Verbindung mit § 8
Ziffer 2 a ) und Ziffer 2 b) der Satzung der
Sozialkasse .

c ) Die Höhe der laufenden Beihilfe beträgt

— 60 % des durchschnittlichen Jahresaufkom­
mens seit dem 1 . Januar 1946,

— jedoch mindestens 400 DM und höchstens
1 000 DM monatlich für Urheber ,

— einheitlich und unabhängig vom Aufkommen
400 DM monatlich für Verleger (§ 8 der
Satzung der Sozialkasse).

d ) Verlage können bis zu vier Personen benennen ,
für die die Leistungen der Sozialkasse in Anspruch
genommen werden sollen ; diese Personen müssen
mindestens 10 Jahre als Inhaber, Mitinhaber,
Komplementär, Kommanditist , Geschäftsführer
oder Vorstand tätig sein oder zu den leitenden
Angestellten gehören ; letztere müssen mindestens
20 Jahre im Verlagswesen oder im Musikhandel
und mindestens die letzten 10 Jahre in dem Mu­
sikverlag beschäftigt gewesen sein , der sie der
Sozialkasse gegenüber benennt (§ 12 der Satzung
der Sozialkasse).

e ) Bei Beendigung der Mitgliedschaft bei der GEMA
hört jede Zuwendung auf (§ 11 Ziffer 4 der
Satzung der Sozialkasse ).

f ) Alle Leistungen der Sozialkasse sind freiwillig und
widerrufbar ; ein Rechtsanspruch besteht nicht
(§ 11 Ziffer 6 der Satzung der Sozialkasse).

B. Das Verhältnis der GEMA zu den Musikverwer­
tern

1 . Der Hauptvertrag zwischen der GEMA und
den deutschen Schallplattenherstellern ,

untersagen, alle ihr zustehenden Rechte auch
gerichtlich in jeder der GEMA zweckmäßig
erscheinenden Weise im eigenen Namen geltend
zu machen (§ 3 des Berechtigungsvertrags ) .

c ) Der Berechtigte ist verpflichtet, der GEMA alle
unter den Berechtigungsvertrag fallenden Werke,
insbesondere unter Angabe des Titels und der
Gattung der Werke, der Namen der Komponisten ,
Textdichter, Verleger und auch eines eventuellen
Pseudonyms anzumelden, ein vervielfältigtes Ex­
emplar jedes angemeldeten Werkes zur Registrie­
rung vorzulegen und die Richtigkeit seiner Anga­
ben hinsichtlich seiner Urheberschaft nachzuwei­
sen (§ 5 Absatz 1 des Berechtigungsvertrags ).

d ) Der Berechtigte verpflichtet sich, jeden Wechsel
des Wohnsitzes und der Staatsangehörigkeit der
GEMA mitzuteilen (§ 7 Absatz 1 des Berechti­
gungsvertrags ).

e) Im Gegensatz zu der Regelung über die Verteilung
der Erträge aus dem Aufführungsrecht gilt für die
Verteilung der Erträge aus dem mechanischen
Vervielfältigungsrecht der Grundsatz, daß der
GEMA aus diesen Erträgen Unkosten in Höhe
von bis zu 25 % zustehen (§ 8 Ziffer 3 des
Berechtigungsvertrags ).

f ) Der Berechtigungsvertrag wird für die Dauer von
sechs Jahren geschlossen ; wird er nicht ein Jahr
vor Ablauf schriftlich gekündigt, verlängert sich
der Vertrag jeweils um sechs Jahre (§ 10 des
Berechtigungsvertrags ).

g) Mit Beendigung des Vertrages fallen die Rechte an
den bisherigen Berechtigten zurück ; jedoch dürfen
Musikverbraucher, die vorher längerfristige Ver­
träge mit der GEMA abgeschlossen haben, für die
Dauer ihrer Verträge — auch über den Zeitpunkt
des Ablaufs des Berechtigungsvertrags hinaus —
die betreffenden Werke aufführen (§ 11 des
Berechtigungsvertrags ) .

5 . Die Satzung der GEMA-Sozialkasse ( in der
Fassung vom 22. und 23 . April 1970).
a ) Die Mittel der Sozialkasse werden an Mitglieder,

deren Witwen oder Waisen

— im Alter,
— bei Krankheit, Unfällen oder sonstigen Fällen

der Not,
— im Todesfall

als einmalige Unterstützung oder laufende Beihilfe
ausgezahlt (§ 2 der Satzung der Sozialkasse ).

b ) Voraussetzungen für eine Unterstützung oder
Beihilfe sind :

— Vollendung des 60 . Lebensjahres ,
— 20 Jahre ununterbrochene ordentliche Mit­

gliedschaft (§ 5 Absatz 1 Buchstabe b ) ), im
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Frankreich tätigen Société pour l'Administration
du Droit de Reproduction Mécanique (SDRM)
auch die Verbreitung der in Deutschland herge­
stellten Platten für Frankreich . Werden diese
Platten nach Deutschland von einem freien
Händler reimportiert, so verlangt die GEMA für
diese ein zweites Mal die Gebühr.

c ) Handelt es sich um Platten , die in Frankreich
hergestellt worden sind , so lizenziert die SDRM
die Verbreitung der Platten sowohl in Frankreich
wie in Deutschland . Werden sie von einem freien
Händler eingeführt, so verlangt die GEMA ohne
Berücksichtigung der bereits in Frankreich entrich­
teten Gebühr ebenfalls ein zweites Mal deren
Bezahlung .

d ) Werden die Importe oder Reimporte nach
Deutschland dagegen von Schallplattenherstellern
unmittelbar vorgenommen , erkennt die GEMA in
allen Fällen die auch für Deutschland wirkende
Lizenzierung durch die in anderen Staaten tätigen
Verwertungsgesellschaften an . Diese Platten wer­
den im Ergebnis daher nur einmal mit einer
Lizenzgebühr belastet .

a ) Nach § 10 Ziffer 1 dieses Vertrages ist
Abrechnungseinheit bei einseitig bespielten Platten
die einzelne Platte, bei beiderseitig bespielten
Platten die einzelne Plattenseite . Für Plattemseiten ,
auf denen das von der GEMA vertretene Repertoire
nur anteilig vertreten ist, verlangt diese damit
grundsätzlich die volle Gebühr. Die Anteile der auf
der Platte wiedergegebenen Musik, die nicht zu dem
von der GEMA vertretenen Repertoire gehören ,
sind entweder — durch Ablauf der Schutzfrist —
gemeinfrei geworden oder aber die Rechte ihrer
Urheber werden nicht von der GEMA wahrge­
nommen .

b ) Eine Ausnahme gilt nach § 10 Ziffer 5 ; beträgt
der geschützte Teil weniger als ein Drittel der
Gesamtspieldauer, so verlangt die GEMA ein
Drittel Gebühr.

c) Die genannten Vertragsbestimmungen stellen eine
vertragliche Ausdehnung des Urheberrechts auf
nicht geschützte oder auf solche Werke dar, für
die die GEMA keinen Schutz beanspruchen kann .
Wenn beispielsweise nur ein Zehntel einer Platten­
seite zum Repertoire der GEMA gehört, verlangt
diese ein Drittel Gebühr ; bei 34 % beansprucht
die GEMA die volle Gebühr, also als ob die
gesamte Plattenseite Werke ihres Repertoires
enthielte . 3 . Die Diskriminierung der Importeure von Ton­

und Bildaufzeichnungsgeräten.

Nach § 53 Absatz 5 des deutschen Gesetzes über
Urheberrecht und verwandte Schutzrechte steht den
Urhebern gegen die Hersteller von Ton- und
Bildaufzeichnungsgeräten ein Anspruch auf Abgeltung
aller eventuellen mit diesen Geräten von den Käufern
vorgenommenen Vervielfältigungen zu . Der Anspruch
ist auf 5 % des Hersteller-Abgabepreises beschränkt .
Er kann nur durch Verwertungsgesellschaften geltend
gemacht werden . Bei importierten Geräten haftet der
Importeur für diese Abgeltung .

a ) Die GEMA hat über die Zentralstelle für Private
Überspielungsrechte (ZPÜ) mit den im Zentral­
verband der elektrotechnischen Industrie (ZVEI)
zusammengeschlossenen Herstellern eine Pauschal­
vereinbarung abgeschlossen , nach der diese Her­
steller jährlich 4 Millionen DM und ab 1970 4,8
Millionen DM an die GEMA und die anderen an
der ZPÜ beteiligten Verwertungsgesellschaften
zahlen . Die ZPÜ ist eine nicht rechtsfähige
Gesellschaft bürgerlichen Rechts , in der außer der
GEMA noch die Gesellschaft zum Schutze von
Leistungsschutzrechten mbH, die die Rechte der
ausübenden Künstler wahrnimmt, und die Ver­
wertungsgesellschaft Wort, die die Schriftsteller
vertritt , zusammengeschlossen sind . Die beiden
erstgenannten Gesellschaften sind mit je 40 % und
die Verwertungsgesellschaft Wort mit 20 % am
Gesellschaftsvermögen beteiligt . Im Verhältnis zu
Dritten wird die ZPÜ vom Vorstand der GEMA

2. Die Belastung der Parallelimporte von Schall­
platten aus anderen Mitgliedstaaten .

a) Importieren freie deutsche Händler aus anderen
Mitgliedstaaten nach Deutschland Schallplatten ,
die entweder dorthin aus Deutschland exportiert
worden waren oder die dort hergestellt worden
sind, so verlangt die GEMA hierfür eine Lizenzge­
bühr in Höhe von 4 % des Endverkaufspreises pro
Plattenseite, bei den — regelmäßig — beiderseitig
bespielten Platten also 8 % . Als Endverkaufspreis
legt sie dabei aber nicht die freien Preise zugrunde,
für die diese Platten dem Endverbraucher angebo­
ten werden, sondern die — höheren — gebunde­
nen Preise der gleichen Platten , deren Einhaltung
die Schallplattenhersteller durch ein Preisbin­
dungssystem gewährleisten . Diese von Parallel­
importeuren eingeführten Platten werden damit
ein zweites Mal mit einer an eine Urheber­
rechtsverwertungsgesellschaft zu zahlenden Ge­
bühr belastet ; denn der Hersteller hat eine solche
Gebühr schon einmal an die an seinem Sitz tätige
Verwertungsgesellschaft bezahlt .

b ) Handelt es sich um Platten , die in Deutschland
hergestellt worden sind, ist die Gebühr an die
GEMA bezahlt worden, und zwar auch dann ,
wenn die Platten — beispielsweise — nach
Frankreich exportiert worden sind ; denn die
GEMA lizenziert in Übereinstimmung mit der in
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vertreten ; die GEMA stellt der ZPÜ auch ihre
Einrichtungen zur Verfügung.

b ) Die an die ZPÜ gezahlten Beträge stellen in den
Jahren

1966 = weniger als 3 % ,
1967 = weniger als 3 % ,
1968 = weniger als 3 % ,
1969 = weniger als 3 %
des Gesamtumsatzes in Ton - und Bildaufzeich­
nungsgeräten der an der Pauschalvereinbarung
beteiligten Hersteller dar .

c ) Demgegenüber hat die GEMA über die ZPÜ von
den Importeuren von Tonbandgeräten immer 5 %
verlangt und in allen Fällen — mit einer
Ausnahme — auch erhalten .

b ) Für einen in Deutschland ansässigen Musik­
anbieter besteht die Möglichkeit, auf die
unmittelbaren Dienste der GEMA zu verzich­
ten , indem er seine Rechte — auch für
Deutschland — direkt auf eine Verwertungsge­
sellschaft im Ausland überträgt. Jedoch kann er
dort nur Mitglied minderen Rechts ohne
Stimmrecht werden ; außerdem beschränken
die Gesellschaften übereinstimmend ihre unmit­
telbare Tätigkeit auf den Staat, in dem sie
ihren Sitz haben (mit Ausnahme der französi­
schen Gesellschaft, die innerhalb der Gemein­
schaft auch im Großherzogtum Luxemburg
tätig ist ), so daß die Ausübung der Rechte in
Deutschland auch im hier geschilderten Fall auf
Grund der Ausschließlichkeitsregelungen zwi­
schen den Gesellschaften der GEMA obliegen
würde . Ist der Musikanbieter einmal Mitglied
der GEMA geworden, ist der Wechsel zu einer
anderen Gesellschaft nur unter großen wirt­
schaftlichen Nachteilen möglich .

c ) Ein im Ausland ansässiger Musikanbieter,
insbesondere aus einem anderen Mitgliedstaat
der Gemeinschaft, ist — sofern er nicht die
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt — gehin­
dert, die Dienste der GEMA unmittelbar in
Anspruch zu nehmen. Zwar kann er als
„angeschlossenes Mitglied" der GEMA beitreten,
jedoch niemals stimmberechtigtes Mitglied wer­
den . Dies führt für ihn zu wirtschaftlichen
Nachteilen , da er am Wertungsverfahren und
an Leistungen aus der Sozialkasse nicht betei­
ligt wird , obwohl er im selben Umfang zu
Beiträgen für diese Einrichtungen herangezogen
wird .

d ) Die GEMA wird zugunsten in - oder ausländi­
scher Musikanbieter nicht unmittelbar im
Ausland tätig ,

e ) Will ein deutscher oder ausländischer Musik­
anbieter seine Rechte für Deutschland auf die
GEMA und für andere Staaten auf die dortigen
Gesellschaften , oder aber auf die GEMA nur
einen Teil seiner Rechte ( so z . B. die mechani­
schen Vervielfältigungsrechte ) übertragen , so
läßt die GEMA eine solche Aufspaltung nur für
einzelne Staaten zu , nicht jedoch für die
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. Außerdem
bedeutet dies für den Musikanbieter , daß er
niemals stimmberechtigtes Mitglied werden
kann und am Wertungsverfahren und an
Leistungen aus der Sozialkasse trotz eigener
Beiträge hierzu nicht beteiligt wird .

2 . Für die Musikverbraucher gilt entsprechend,
daß sie Lizenzen für Urheberrechte an Werken der
Musik aus dem Ausland nicht erhalten können ; die
Beschränkung der Tätigkeit aller Gesellschaften auf
ihre abgegrenzten Bereiche und die zwischen den
Gesellschaften bestehende Auisschließlichkeitsregelung

C. Die Stellung der GEMA in Deutschland

Die GEMA ist die einzige Gesellschaft , die in
Deutschland die Ausübung von Musik-Urheberrech­
ten vermittelt . Andere Verwertungsgesellschaften be­
stehen nur für Bereiche, mit denen sich die GEMA
nicht befaßt . Interessen an der Gründung einer
Verwertungsgesellschaft auf dem Teilbereich der
audio-visuellen Kommunikationsmittel konnten nicht
verwirklicht werden , da die GEMA durch die
Gestaltung der Berechtigungsverträge dieren Teilbe­
reich erfaßt und alle ihre Mitglieder und damit
praktisch alle deutschen Komponisten und Textdich­
ter auch insoweit an sich gebunden hat.

Die Lage der GEMA entspricht derjenigen vergleich­
barer Gesellschaften in Frankreich , Belgien und den
Niederlanden ; in Italien besitzt die dort tätige
Gesellschaft — zur Zeit noch — ein rechtliches
Monopol . In Deutschland wie in den anderen
Mitgliedstaaten wäre dagegen die Existenz mehrerer
Verwertungsgesellschaften oder die unmittelbare Tä­
tigkeit der in anderen Mitgliedstaaten ansässigen
Verwertungsgesellschaften rechtlich möglich .

1 , a ) Jeder in Deutschland ansässige Komponist,
Textdichter oder Verleger ist darauf angewie­
sen , die Dienste der GEMA in Deutschland in
Anspruch zu nehmen. Die persönliche Wahr­
nehmung der Urheberrechte ist aus tatsächlichen
Gründen sehr schwer und in den meisten Fällen
sogar ausgeschlossen . Unmittelbare Beziehun­
gen könnten nur zwischen Musikanbietern und
den Rundfunkaristalten oder den Schallplatten­
herstellern bestehen . Solche Fälle der unmittel­
baren Lizenzierung sind nur in Einzelfällen
bekannt geworden , in denen Komponisten
ausnahmsweise nicht Mitglieder der GEMA
geworden sind .
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bewirken, daß ein in Deutschland ansässiger Musik­
verbraucher nur bei der GEMA Lizenzen — auch für
Werke ausländischer Musikartbieter — erhalten
kann .

II . Beurteilung nach Artikel 86 des EWG-Vertrags

Nach Artikel 86 des EWG-Vertrags ist eine miß­
bräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stel­
lung auf dem Gemeinsamen Markt oder einem
wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere
Unternehmen mit dem Gemeinsamen Markt unver­
einbar und verboten, soweit dies dazu führen kann ,
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträch­
tigen .

A. Die GEMA ist ein Unternehmen im Sinne von
Artikel 86 ; durch die entgeltliche Vermittlung und
Wahrnehmung von musikalischen Urheberrechten
übt sie eine unternehmerische, aus Dienstleistungen
bestehende Tätigkeit sowohl gegenüber den Musik­
anbietern wie auch gegenüber den Musikverbrau­
chern aus .

B. Die GEMA besitzt eine beherrschende Stellung
in der Bundesrepublik Deutschland, die einen
wesentlichen Teil des Gemeinsamen Marktes dar­
stellt ; denn sie hat dort keine Wettbewerber .

C. Die GEMA nutzt diese beherrschende Stellung
mißbräuchlich aus , indem sie
— Angehörige anderer Mitgliedstaaten diskriminiert ,
— ihre Mitglieder in einer Weise an sich bindet, die

nicht notwendig ist,
— durch ihr System das Zustandekommen eines

einheitlichen Marktes der Dienstleistungen der
Musikverleger verhindert ,

— das Urheberrecht vertraglich auf ungeschützte
Werke ausdehnt,

— die freien Importeure von Schallplaten gegenüber
den Schallplattenherstellern und

— die Importeure von Ton - und Bildaufzeichnungs­
geräten gegenüber den deutschen Herstellern
solcher Geräte diskriminiert .

1 . Der Mißbrauch zeigt sich zunächst in der
Diskriminierung der Angehörigen anderer Mitglied­
staaten, die abgehalten werden, Mitglieder der
GEMA zu wrerden . Dies ergibt sich aus folgenden
Punkten :

a ) Während ein deutscher Komponist oder Textdich­
ter unabhängig von seinem Wohnsitz stimmbe­
rechtigtes Mitglied der GEMA mit aktivem und
passivem Wahlrecht werden kann (§§ 6 Buch­
stabe a ), 10 Ziffern 2 und 7 der Satzung), ist diese
Möglichkeit für einen Angehörigen eines anderen
Mitgliedstaats nur dann gegeben, wenn er einen
steuerlichen Wohnsitz in Deutschland hat. Ange­

hörige anderer Mitgliedstaaten ohne einen solchen
Wohnsitz in Deutschland sind daher von der —
ordentlichen und außerordentlichen — Mitglied­
schaft ausgeschlossen . Dem kann nicht entgegen­
gehalten werden , daß die GEMA bei der allgemei­
nen Gebührenverteilung In - und Ausländer gleich
behandelt ; denn die ordentliche Mitgliedschaft
bedeutet, daß der Betreffende einen Einfluß auf
die gesamte Geschäftspolitik der GEMA ausüben
kann, wovon Angehörige anderer Mitgliedstaaten
mit dem Wohnsitz im Ausland ausgeschlossen
sind . Außerdem bedeutet der Ausschluß der
außerhalb Deutschlands ansässigen Angehörigen
anderer Mitgliedstaaten von der ordentlichen
Mitgliedschaft , daß diese nicht in den Genuß der
zusätzlichen Zahlungen nach dem — unten zu
behandelnden — Wertungsverfahren kommen ;
insoweit bringt die Diskriminierung für diese
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten auch unmit­
telbare wirtschaftliche Nachteile mit sich .

b ) Musikverleger mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten
sind von der ordentlichen und außerordentlichen
Mitgliedschaft in der Regel ausgeschlossen (§ 6
Buchstabe b ) der Satzung) ; hierbei wiegt beson­
ders schwer, daß in der Erschwerung der
Mitgliedschaft von Verlagen , die zwar ihren Sitz
in Deutschland haben, die aber in wirtschaft­
lichem oder personellem Zusammenhang mit
ausländischen Verlegern stehen (§ 6 Buchstabe b )
Absatz 4 ) eine Benachteiligung für wirtschaftliche
und personelle Kontakte zum Ausland zu sehen
ist .

c ) In disem Zusammenhang ist ferner die Vorschrift
des § 7 Ziffer 1 der Satzung von Bedeutung,
nach dem der Erwerb der ordentlichen Mitglied­
schaft ein jährliches Durchschnittsaufkommen in
fünf aufeinanderfolgenden Jahren von der GEMA
voraussetzt ; denn selbst wenn § 6 der Satzung so
geändert würde, daß Angehörige anderer Mit­
gliedstaaten nicht mehr von der ordentlichen
Mitgliedschaft ausgeschlossen wären, so würden
doch die diskriminierenden Wirkungen fortbeste­
hen ; denn die GEMA rechnet einem Angehörigen
einer Gesellschaft in einem anderen Mitgliedstaat,
der Mitglied der GEMA werden will , seine Bezüge
von seiner bisherigen Gesellschaft nicht an , so daß
er die ordentliche Mitgliedschaft erst frühestens
nach fünf Jahren erwerben kann . § 7 Ziffer 1 der
Satzung wirkt sich daher in seiner jetzigen
Fassung diskriminierend aus , weil er den Mitglie­
derwechsel von einer Gesellschaft zur anderen nur
unter Rechtsverlusten zuläßt und insbesondere die
bisher bestehenden Diskriminierungen auf Grund
der Staatsangehörigkeit auch in Zukunft materiell
fortsetzt .

d) § 13 Ziffer 1 Absatz 2 erfordert für Aufsichts­
ratsmitglieder die deutsche Staatsangehörigkeit
und schließt damit Angehörige aus anderen
Mitgliedstaaten aus .
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e ) Die Vorschrift des § 7 Absatz 1 des Berechti­
gungsvertrags, wonach der Berechtigte jeden
Wechsel der Staatsangehörigkeit mitteilen muß,
dient der Überwachung und Aufrechterhaltung
der geschilderten Diskriminierungen .

Ausland übernommen hat, die nur die mechani­
schen Vervielfältigungsrechte für Deutschland be­
treffen, keine andere Beurteilung des Berechti­
gungsvertrags ; denn die Inhaber dieser Rechte
werden trotz teilweise sehr hoher Aufkommen in
Deutschland niemals ordentliche Mitglieder und
können an dem Wertungsverfahren und den
Leistungen aus der Sozialkasse, zu denen s :
finanziell beitragen, nicht teilhaben .

Es muß daher die Freiheit der Mitglieder der
GEMA hergestellt werden, zu entscheiden ,

— ob sie ihre Rechte für Länder, in denen die
GEMA nicht unmittelbar tätig ist, ganz oder
teilweise der GEMA oder einer anderen
Verwertungsgesellschaft übertragen ,

— ob sie ihre Rechte für Länder, in denen die
GEMA unmittelbar tätig ist, insgesamt auf die
GEMA übertragen oder nach Sparten auf
mehrere Gesellschaften aufteilen ,

— ob sie die Verwaltung einzelner Sparten nach
ordnungsgemäßer Kündigung zum Ende eines
jeden Jahres der GEMA entziehen ,

ohne dadurch die ordentliche Mitgliedschaft und
die Leistungen aus dem Wertungsverfahren und
der Sozialkasse zu verlieren . Die Vorschriften der
§§ 7 und 9 Abschnitt A der Satzung, die zum
Erwerb und zur Erhaltung der ordentlichen
Mitgliedschaft ein gewisses Mindestaufkommen
erfordern, werden durch diese Entscheidung nicht
in Frage gestellt.

Sparten im Sinne dieser Entscheidung sind :

1 , das allgemeine Aufführungsrecht,

2 , das Senderecht einschließlich des Rechts der
Wiedergabe,

3 , das Filmaufführungsrecht,

4 , das mechanische Vervielfältigungs- und
Verbreitungsrecht einschließlich des Rechts der
Wiedergabe ,

5 , das Filmherstellungsrecht,

6 , das Recht zur Herstellung, Vervielfältigung,
Verbreitung und Wiedergabe von Trägern für
Bildaufzeichnungsgeräte,

7 , die Rechte zu Benutzungshandlungen, die
durch die technische Entwicklung oder eine
Änderung der Gesetzgebung in Zukunft entste­
hen .

Dies schließt nicht aus, daß die GEMA für ihren
unmittelbaren Tätigkeitsbereich in den Sparten,

2 . Der Mißbrauch zeigt sich außerdem darin , daß
die GEMA ihre Mitglieder (ordentliche , außerordent­
liche und „angeschlossene") in einer Weise bindet,
die objektiv nicht gerechtfertigt ist und die insbeson­
dere den Mitgliedern einen Wechsel zu einer anderen
Gesellschaft unbillig erschwert .

a ) Mißbräuchlich ist grundsätzlich, daß die GEMA
die Übertragung der Urheberrechte für alle
Verwertungsarten und für die ganze Welt bean­
sprucht (§ 3 Ziffer 1 Buchstabe a) der Satzung
und § 1 des Berechtigungsvertrags ). Die hierge­
gen von der GEMA erhobenen Einwände sind
unbegründet .

Die Kommission überschreitet die Grenzen ihrer
Jurisdiktion nicht, wenn sie die Übertragung der
Urheberrechte für Drittstaaten in diese Entschei­
dung einbezieht ; denn die ausschließliche Über­
tragung dieser Rechte auf die GEMA hindert auch
deren — bisher in der Überzahl deutsche —
Mitglieder an der Übertragung dieser Rechte auf
eine andere Verwertungsgesellschaft in der Ge­
meinschaft .

Sodann greift diese Entscheidung nicht die Macht­
stellung der GEMA als solche an, sondern nur
deren mißbräuchliche Ausnutzung ; denn die
GEMA wird auch nach einer Änderung des
Berechtigungsvertrags im Sinne dieser Entschei­
dung in Zukunft in Deutschland eine beherr­
schende Stellung einnehmen . Der gegen die
GEMA erhobene Vorwurf richtet sich gerade
gegen ihr mißbräuchliches Bestreben, mit Hilfe
einiger Bestimmungen des Berechtigungsvertrags
ihre beherrschende Stellung zu einem absoluten
Monopol auszubauen .

Die Anwendung des Artikels 86 auf die Beziehun­
gen der GEMA zu ihren Mitgliedern wird auch
nicht dadurch ausgeschlossen , daß die Verträge
über Urheberrechte — wie die GEMA vorträgt —
zu dem vom EWG-Vertrag unberührt gebliebenen
Bestand der Urheberrechte gehörten . Es ist zwar
zutreffend, daß es einer Verwertungsgesellschaft
bedarf, um den größten Teil der Urheberrechte
wahrzunehmen . Die GEMA verwechselt hier
jedoch diese Notwendigkeit einer kollektiven
Wahrnehmung mit einer Wahrnehmung durch eine
einzige Gesellschaft, die ihre Alleinstellung mit
mißbräuchlichen Mitteln errichtet und verteidigt .

Schließlich ergibt sich aus der Tatsache, daß die
GEMA eine Vielzahl von Mandaten aus dem
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die ihr zur Verwertung übertragen werden, die
ausschließliche Übertragung aller Werke eines
Urhebers einschließlich der zukünftigen verlangen
kann. Die Entscheidung wird also die GEMA
nicht hindern , das gesamte Repertoire entweder
direkt oder infolge Lizenzierung durch eine andere
Verwertungsgesellschaft zu vertreten . Abgesehen
von den wenigen — auch schon bisher bestehen­
den — Fällen , in denen ein Urheber überhaupt
keiner Verwertungsgesellschaft angehört, wird die
Entscheidung es nicht unmöglich machen, daß die
GEMA gegenüber den Rundfunkanstalten und
den Schallplattenherstellern in ihrem unmittelba­
ren Tätigkeitsbereich weiterhin das Weltrepertoire
vertritt .

gleich erhalten . Dies könnte zwar im Einzelfall
zutreffen ; nur trägt dem das gegenwärige
Wertungsverfahren kaum Rechnung, weil bei­
spielweise die Dauer der Mitgliedschaft oder
deren Qualität als „ordentliche" keine Voraus­
setzung dafür ist, daß die tatsächlichen
Verwaltungskosten im Einzelfall niedriger als
im Durchschnitt sind . Daß die Frage der
eventuell niedrigeren Verwaltungskosten kein
ausschlaggebendes Argument für das Wer­
tungsverfahren ist, ergibt sich aus § 5 Ziffer 6
der Geschäftsordnung, wonach ein Mitglied in
seiner einmal erreichten Wertungsgruppe ver­
bleibt, auch wenn es die Voraussetzungen
nicht mehr erfüllt . Es ergibt sich weiterhin aus
dem ab 1 . Januar 1970 geltenden Anhang,
nach dem Komponisten und Textdichter nach
20j ähriger ordentlicher Mitgliedschaft zusätz­
liche Zuwendungen erhalten .

Als marktbeherrschendes Unternehmen darf
die GEMA keine Treueprämien an bestimmte
Mitglieder zahlen, wenn die Mittel hierzu von
allen Mitgliedern aufgebracht werden . Diese
Beurteilung des Wertungsverfahrens in der
Unterhaltungs- und Tanzmusik stellt die auf
kulturellen Erwägungen beruhende Förderung
zeitgenössischer Komponisten ernster Musik
nicht in Frage ;

b ) Mißbräuchlich ist sodann, daß die GEMA

— nach der Geschäftsordnung für das Wertungs­
verfahren in der Unterhaltungs- und Tanz­
musik und nach der Satzung der Sozialkasse
einen Rechtsanspruch und den Rechtsweg
ausschließt, obwohl die zu verteilenden Gelder
auf Zahlungen der Mitglieder beruhen ; selbst
wenn es sich hierbei teilweise um sogenannte
unverteilbare Beträge handelt, bei denen der
unmittelbar Berechtigte nicht oder nur unter
unverhältnismäßigem Aufwand festgestellt
werden könnte, so handelt es sich doch um
Erträge aus den Urheberrechten der Mitglie­
der und der Urheber aus anderen Ländern .
Dem kann nicht entgegengehalten werden , daß
die GEMA einer Fachaufsicht untersteht ;
denn diese Fachaufsicht garantiert nicht jedem
Mitglied die individuelle Berücksichtigung sei­
ner Ansprüche auf Grund seiner Leistungen .
Als marktbeherrschendes Unternehmen darf
die GEMA den Rechtsweg nicht ausschließen ;

— im Wertungsverfahren nur bestimmten Mit­
gliedern zusätzliche Beträge zahlt , obwohl die
Zahlungen auf Einnahmen beruhen, die von
allen Mitgliedern der GEMA oder Urhebern
aus anderen Ländern aufgebracht werden , also
auch von denen, die entweder noch nicht die
Voraussetzungen für eine Beteiligung am
Wertungsverfahren erfüllen oder diese als
Angehörige anderer Mitgliedstaaten mit
Wohnsitz außerhalb Deutschlands auch nicht
erfüllen können. Diese zusätzlichen Beträge
stellen sich als Treueprämien dar.

Zur Rechtfertigung des Wertungsverfahrens in
seiner gegenwärtigen Form kann nicht einge­
wandt werden , es stelle einen Ausgleich dafür
dar, daß betriebswirtschaftlich auf die höheren
Aufkommen ein geringerer Anteil der Verwal­
tungskosten entfiele ; da diese aber gleichmä­
ßig auf alle Mitglieder verteilt würden, müßten
die Bezieher höherer Aufkommen einen Aus­

— bestimmten Musikanbietern trotz der mit dem
Berechtigungsvertrag verbundenen Lasten die
ordentliche Mitgliedschaft versagt oder sie
ihnen entzieht, wenn sie von einem Musikver­
werter wirtschaftlich abhängig sind (§ 8
Ziffer 3 Absatz 1 und § 9 Abschnitt B der
Satzung). Selbst nach einer Aufhebung der
Diskriminierung auf Grund der Staatsan­
gehörigkeit könnte ein in Frankreich ansässiger
Verlag, dessen Kapitalmehrheit sich in Händen
eines Schallplattenherstellers befindet, oder ein
Komponist, der Angestellter des Office de
Radiodiffusion — Télévision Française
(ORTF) ist, nicht ordentliches Mitglied der
GEMA werden ; tritt diese wirtschaftliche
Abhängigkeit später ein, so würde seine
ordentliche Mitgliedschaft erlöschen .

Das in diesen beiden Bestimmungen zum
Ausdruck kommende Bestreben der GEMA,
einen Einfluß der Musikverwerter — über
Mitgliedschaft und Aufsichtsrat — auszuschal­
ten, um Interessenkollisionen zu vermeiden,
wird im Grundsatz nicht in Frage gestellt .
Nach Auffassung der GEMA verhindern diese
Bestimmungen die Entstehung einer vertikalen
Integration, die auf diesem Markt besonders
wettbewerbsfeindlich wirken müßte.
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Dieser Einwand verkennt jedoch, daß die
GEMA als marktbeherrschendes Unternehmen
einem Übermaßverbot unterliegt . Zur Verhin­
derung der — auch von der Kommission
anerkannten — Gefahr einer Interessen kolli -
sion muß sie das mildeste Mittel wählen , also
beispielsweise den Ausschluß des Stimmrechts
solcher Mitglieder bei Abstimmungen über
Vertragsabschlüsse mit Musikverwertern oder
die Bestimmung, daß die den betreffenden
Musikverlag vertretende Person selbst echte
Verlagstätigkeit ausübt und nicht gleichzeitig
im Dienste des Musikverwerters steht .

Die Verhinderung von Kopplungsgeschäften
durch Vereinssanktionen ist außerdem ein
geeignetes , aber auch ausreichendes Mittel
gegen die Gefahren einer vertikalen Integra­
tion , so z . B. in dem Fall , daß ein Schallplat­
tenhersteller die Verwertung bestimmter Wer­
ke davon abhängig macht, daß diese Werke in
dem von ihm anhängigen Musikverlag verlegt
werden .

— Sodann ist zu beanstanden , daß die Kündigung
nach § 9 der Satzung die Geltung des
Berechtigungsvertrags unberührt läßt, obwohl
auch hier die Regelung des § 11 des
Berechtigungsvertrags den legitimen Belangen
auf Erfüllung bestehender Lizenzverträge ent­
sprechen würde .

— Besonders schwerwiegend ist der Umstand,
daß nach § 1 des Berechtigungsvertrags auch
alle zukünftigen Werke auf die GEMA über­
tragen werden und diese Übertragung der
zukünftigen Werke von einer Kündigung der
Mitgliedschaft nicht berührt wird . Dies hat mit
einer ordnungsgemäßen Abwicklung bestehen­
der Lizenzverträge nichts zu tun, sondern
hindert allein das Mitglied am Wechsel der
Verwertungsgesellschaft , weil es in eine andere
Gesellschaft mehrere Jahre lang kein neues
Werk einbringen kann .

— Auch die Satzung der GEMA-Sozialkasse stellt
in ihrer gegenwärtigen Form ein Mittel dar,
die Mitglieder an die GEMA unverhältnismä­
ßig starr zu binden . Die sehr lange Wartezeit
von 20 Jahren und die Vorschrift, daß bei
Beendigung der Mitgliedschaft jede Zuwen­
dung aufhört, berücksichtigen nicht, daß die
Mittel der Sozialkasse von allen Mitgliedern
edr GEMA aufgebracht worden sind .

In diesem Zusammenhang erscheint höchstens
eine Wartezeit von fünf Jahren gerechtfertigt .
Diese Frist entspricht derjenigen in den
öffentlichen Sozialversicherungen der Mitglied­
staaten ; auf Grund ihrer Verhandlungen mit
anderen Verwertungsgesellschaften in der Ge­
meinschaft ist die Kommission außerdem zu
der Überzeugung gelangt, daß sie auch für die
Sozialkassen der Verwertungsgesellschaften an­
gemessen ist .

Diese Entscheidung stellt andererseits die
Höchstgrenze der Bezüge von 12 000 DM im
Jahr nicht in Frage, selbst wenn der versiche­
rungsmathematische Gegenwert der Beiträge
eines Mitglieds zur Sozialkasse wegen seines
großen Aufkommens aus Urheberrechten er­
heblich höher liegen sollte . Die Kommission
verkennt nicht den in der Sozialkasse zum
Ausdruck kommenden Gedanken der Solidari­
tät und außerdem das Interesse der GEMA,
auf die körperschaftssteuerlichen Vorschriften
in Deutschland Rücksicht zu nehmen.

Dieser Beurteilung der §§ 8 und 9 der Satzung
steht auch nicht das Urteil des Bundesgerichts­
hofs (KZR 5/70) vom 3 . März 1971 entgegen,
weil sich dies ausschließlich auf nationales
Recht stützt und insbesondere die mit dem
vorliegenden Verfahren auf Grund von Artikel
86 angestrebte Freizügigkeit der Musikanbieter
in der Gemeinschaft nicht zum Gegenstand
hat.

c ) Mißbräuchlich ist schließlich, daß die GEMA
ihren Mitgliedern den Wechsel zu einer anderen
Verwertungsgesellschaft unbillig erschwert .

— Dies gilt zunächst infolge der Tatsache , daß
ein Mitglied seine Rechte auf jeweils sechs
Jahre der GEMA übertragen muß (§ 3 Ziffer
1 Buchstabe a ) der Satzung und § 10 des
Berechtigungsvertrags ). Dem kann nicht entge­
gengehalten werden, daß eine solche Laufzeit
notwendig ist, um längerfristige Lizenzverträge
der GEMA mit Musikverbrauchern zu ermög­
lichen . Selbst wenn — wie die GEMA vorträgt
— die Berechtigungsverträge der Mitglieder
zeitlich nicht koordiniert sind, so ist die Frist
von sechs Jahren deswegen nicht notwendig,
weil bereits § 11 des Berechtigungsvertrags
eine ordnungsgemäße Abwicklung solcher Li­
zenzverträge auch nach Ablauf des Berechti­
gungsvertrags ermöglicht.

3 . Der Mißbrauch zeigt sich weiterhin darin , daß
die GEMA durch ihr System das Zustandekommen
eines einheitlichen Marktes der Dienstleistungen der
Musikverleger verhindert .
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Abrechnung nach der Abspieldauer, die auf volle
Minuten aufrundet, nicht aus .

5 . Die GEMA nutzt ihre beherrschende Stellung
gegenüber den deutschen Importeuren von Schallplat­
ten mißbräuchlich aus , indem sie bei Importen aus
anderen Mitgliedstaaten die volle Lizenzgebühr
erhebt, obwohl für diese Platten schon einmal eine
Lizenzgebühr entweder an die GEMA oder an eine
andere Verwertungsgesellschaft gezahlt worden ist .

Dies bedeutet, daß die nach Deutschland von
Händlern importierten oder reimportierten Platten
zweimal mit Lizenzgebühren belastet, während die
von den Herstellern unmittelbar in Deutschland
vertriebenen Platten nur einmal belastet werden .

Die GEMA bestreitet zwar den Vorwurf, daß ihre
Tätigkeit zur Errichtung nationaler Verlegergruppen
führe und die Komponisten und Textdichter daran
hindere, sich frei innerhalb der Gemeinschaft einen
Verleger auszusuchen . Dies ist jedoch unzutreffend .
Der "Wegfall des § 2 Ziffer 4 der Satzung, der bisher
das Verwaltungsgebiet auf Deutschland beschränkt,
würde nämlich den § 6 Buchstabe b ) Absatz 4 nicht
ändern , der Verlagsfirmen mit Sitz in Deutschland,
die in wirtschaftlichem oder personellem Zusammen­
hang mit ausländischen Verlagen stehen, den An­
spruch auf die ordentliche Mitgliedschaft versagt .

Da die GEMA einen in einem anderen Mitgliedstaat
ansässigen Verlag, der ihr seine und seiner Mandan­
ten (Komponisten , Textdichter) Urheberrechte nur
für Deutschland überträgt, allenfalls als „angeschlos­
senes" Mitglied akzeptiert, behindert sie dessen
Tätigkeit in Deutschland ; denn ein Komponist oder
Textdichter wird in der Regel einen Verlag vorzie­
hen, der ordentliches Mitglied der GEMA ist und
damit auf deren Geschäftstätigkeit Einfluß nehmen
kann. Selbst wenn dieser Verlag eine juristisch
selbständige Tochtergesellschaft in Deutschland grün­
den sollte, bleibt er regelmäßig nach § 6 Buchstabe
b ) Absatz 4 der Satzung von der ordentlichen
Mitgliedschaft und damit auch von der Teilnahme
am Wertungsverfahren und von den Leistungen aus
der Sozialkasse ausgeschlossen .

Der Einwand der GEMA, ihr Verhalten sei auf
Grund der Unabhängigkeit der Urheberrechte in den
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft rechtmäßig, weil
die Lizenzierung nur für das Bestimmungsland das
Urheberrecht erschöpfe, nicht dagegen für jedes
andere Land, ist im Rahmen des Artikels 86
unbegründet. Die Kommission nimmt nicht zu der
Frage Stellung, ob die Erschöpfung des Urheberrechts
in einem Staat auch für einen anderen Staat gilt .

Hier ist allein wesentlich , daß die GEMA als
marktbeherrschendes Unternehmen Importe von
Schallplatten durch Händler wirtschaftlich anders
behandelt als Importe von Herstellern. Das nationale
Urheberrecht kann eine solche Diskriminierung nicht
rechtfertigen . Während die GEMA bei Herstellern in
anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die Zah­
lung der Lizenzgebühr an die dortigen Verwertungs­
gesellschaften als ausreichend auch für die Verbrei­
tung in Deutschland ansieht, will sie dies bei den von
Händlern aus anderen Mitgliedstaaten importierten
oder reimportierten Platten nicht anerkennen . Diese
Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei
gleichwertigen Leistungen gegenüber den Händlern ,
wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden ,
ist verboten .

4 . Die GEMA nutzt ihre beherrschende Stellung
gegenüber den deutschen Schallplattenherstellern
mißbräuchlich aus, indem sie die von ihr wahrge­
nommenen Urheberrechte vertraglich auf unge­
schützte Werke ausdehnt.

Werden bestehende gesetzliche Ausschließ­
lichkeitsrechte, also auch das Urheberrecht, dazu
benutzt, daß durch besondere Ausgestaltung eines
Lizenzvertrags hierüber auch für ungeschützte Ge­
genstände, also hier ungeschützte Werke der Musik,
Vergütungen gezahlt werden müssen , so stellt dies
einen Mißbrauch nach Artikel 86 dar, wenn dies
durch ein marktbeherrschendes Unternehmen ge­
schieht. Ohne die beherrschende Stellung der GEMA
würde diese Regelung von den Schallplattenher­
stellern nicht akzeptiert.

Der Einwand der GEMA, die hier beanstandete
Regelung ergebe sich aus dem Bestreben der
Schallplattenhersteller, durch die Verwendung eines
Teils zugkräftiger geschützter Musik sich einen
hohen Absatz einer Platte zu sichern und sonst nur
gemeinfreie Werke zu verwenden, ist nicht geeignet ,
die vertragliche Ausdehnung des Urheberrechts auf
ungeschützte Werke zu rechtfertigen ; denn das
beschriebene Verhalten der Hersteller ist rechtmäßig
und bietet daher keinen Anlaß, die beanstandete
Regelung anders zu beurteilen . Dies schließt eine

Diese Entscheidung hindert die GEMA nicht daran,
gegebenenfalls von Importeuren die Differenz zwi­
schen der im Herkunftsland niedrigeren Lizenzgebühr
und der in Deutschland üblichen höheren Gebühr zu
verlangen . Dabei muß die GEMA allerdings als
Berechnungsgrundlage den durchschnittlichen Endver­
kaufspreis dieser von Händlern importierten Platten
zugrunde legen und nicht den gegebenenfalls
höheren gebundenen Preis der Hersteller . Diese
Entscheidung hindert die GEMA außerdem nicht
daran, gegen „Raubpressungen" mit allen Mitteln des
nationalen Rechts vorzugehen .
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6 . Die GEMA nutzt schließlich ihre beherrschende
Stellung gegenüber den Importeuren von Ton - und
Bildaufzeichnungsgeräten mißbräuchlich aus , indem
sie von diesen — über die ZPÜ — eine höhere
Gebühr nach § 53 Absatz 5 des Gesetzes über
Urheberrecht und verwandte Schutzrechte verlangt
als von den deutschen Herstellern solcher Geräte .

17 betrifft , für die Handlungen der drei in der ZPÜ
zusammengeschlossenen Verwertungsgesellschaften
verantwortlich . In einer Unternehmensvereinigung,
als die sich die ZPÜ darstellt, sind alle darin
zusammengeschlossenen Unternehmen für die ge­
meinsam begangenen Verstöße verantwortlich, soweit
ein einzelnes Unternehmen sich dem beanstandeten
Verhalten nicht ausdrücklich widersetzt hat . Da der
Vorstand der GEMA als Organ, also unabhängig von
der jeweiligen natürlichen Person, die ZPÜ vertritt
und die hier beanstandeten Handlungen alle im
Rahmen der Ausübung dieser Vertretungsmacht
(Abschluß von Verträgen über die Gebühr nach §
53 Absatz 5 des Urheberrechtsgesetzes oder deren
gerichtliche Geltendmachung) durch den Vorstand
der GEMA begangen worden sind , trifft die
Verantwortung in erster Linie die GEMA ; dabei
wird eine gegebenenfalls daneben bestehende Verant­
wortlichkeit der Gesellschaft zum Schutze von
Leistungsschutzrechten GmbH und der Verwertungs­
gesellschaft "Wort nicht ausgeschlossen .

Der Einwand der GEMA, sie hätte keine höheren
Gebühren von den Importeuren verlangt, ist durch
die Feststellungen der Kommission widerlegt .

Der weitere Einwand, die Leistungen der Hersteller
auf der einen Seite (Pauschalzahlung im voraus ohne
Kontrollkosten und ohne Risiko eines Umsatzrück­
gangs für die GEMA) und die der Importeure auf der
anderen Seite (nachträgliche Zahlung mit Kontrollko­
sten und getrennte Abrechnung für jeden einzelnen
Importeur ) seien nicht gleichwertig, ist unbegründet .
Bei der Anwendung des Diskriminierungsverbots
kommt es nicht darauf an , ob die zu vergleichenden
Leistungen absolut gleich, sondern nur, ob sie
gleichwertig sind . Diese Gleichwertigkeit ist auf
Grund einer wertenden Beurteilung nach den Zielen
des EWG-Vertrags zu ermitteln .

Für den Markt mit Ton- und Bildaufzeichnungsge­
räten bedeutet dies , daß die deutschen Abnehmer die
ungehinderte Wahl zwischen in Deutschland herge­
stellen und eingeführten Geräten haben müssen, und
daß deswegen denjenigen Unternehmern, die diese
Geräte anbieten, die gleichen Startbedingungen zu ge­
währen sind , unabhängig davon, ob es sich um Her­
steller oder um Importeure handelt . Für die Anwen­
dung des Artikels 86, der die Erschwerung der Er­
richtung eines Systems des unverfälschten Wettbe­
werbs durch marktbeherrschende Unternehmen ver­
hindern soll , sind daher die Leistungen der Herstel­
ler denen der Importeure gleichwertig. Die Tatsache,
daß die GEMA über die ZPÜ von den Herstellern in
den Jahren von 1966 bis 1969 nur weniger als 3 % ,
von den Importeuren aber 5 % des Herstellerabga­
bepreises verlangt hat, ist somit eine verbotene Dis­
kriminierung.

D. Die mißbräuchliche Ausnutzung der beherr­
schenden Stellung durch die GEMA kann auch dazu
führen , den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu
beeinträchtigen .

— Durch die angeführten Bestimmungen der Sat­
zung, des Wertungsverfahrens , des Berechtigungs­
vertrags und der Satzung der Sozialkasse wird die
Mitgliedschaft bei Verwertungsgesellschaften in
anderen Staaten erschwert und das Zustandekom­
men eines einheitlichen Marktes der Dienstlei­
stungen der Musikverleger in der Gemeinschaft
behindert .

— Die vertragliche Ausdehnung des Urheberrechts
auf ungeschützte Werke im Hauptvertrag mit den
deutschen Schallplattenherstellern gilt für alle
Werke des Repertoires der GEMA, also auch für
solche , deren Wahrnehmung ihr von anderen
Verwertungsgesellschaften in der Gemeinschaft
übertragen worden ist . Die Regelung gilt auch für
Exporte von Schallplatten aus Deutschland in
andere Mitgliedstaaten, so daß sie sich im
zwischenstaatlichen Handel durch eine ungerecht­
fertigte Verteuerung unmittelbar auswirkt.

— Die Doppelbelastung der von freien Händlern aus
anderen Mitgliedstaaten importierten oder re­
importierten Schallplatten erschwert den Handel
mir diesen zwischen Mitgliedstaaten .

— Die Diskriminierung der Importeure von Ton­
und Bildaufzeichnungsgeräten erschwert den Im­
port solcher Geräte aus anderen Mitgliedstaaten
nach Deutschland .

Der Einwand der GEMA, sie habe die tatsächliche
Belastung der deutschen Hersteller nicht gekannt, ist
unerheblich ; denn bei der Diskriminierung handelt
es sich um einen objektiven Tatbestand, der auch
ohne Verschulden erfüllt ist . Die Frage des Wissens
oder Wissen-Müssens spielt allein für die Anwendung
des Artikels 15 Absatz 2 der Verordnung Nr . 17,
nicht aber für die des Artikels 3 eine Rolle .

Die GEMA ist auch , soweit es die Anwendung des
Artikels 86 und des Artikels 3 der Verordnung Nr .
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Kasse und verhindert außerdem nur, daß die
Regelung über diese Sozialkasse dazu benutzt wird ,
Mitglieder übermäßig zu binden oder Angehörige aus
anderen Mitgliedstaaten zu diskriminieren .

Die Entscheidung läßt die Förderung zeitgenössischer
Komponisten ernster Musik unberührt . Sie greift
auch die Tarifgestaltung der GEMA nicht an , so daß
die Rücksichtsnahme auf religiöse , kulturelle und
soziale Belange und solche der Jugendpflege weder
rechtlich noch tatsächlich verhindert wird . Die
Anwendbarkeit des Artikels 90 Absatz 2 scheitert
daher auch aus diesen Gründen. Aus demselben
Gesichtspunkt sind die Einwendungen des Deutschen
Komponistenverbandes unbegründet .

Soweit infolge des Angriffs der Kommission gegen
das Wertungsverfahren in der Unterhaltungs- und
Tanzmusik Mittel frei werden , steht es der GEMA
frei , diese zur Senkung der allgemeinen Verwaltungs­
kosten oder für die Sozialkasse zu verwenden , so daß
auch hieraus den Urhebern insgesamt Nachteile nicht
entstehen .

III . Beurteilung nach Artikel 90 des EWG-Vertrags

1 . Die GEMA ist entgegen ihrer Behauptung kein
öffentliches Unternehmen ; ihr sind auch keine
besonderen oder ausschließlichen Rechte gewährt .
Das deutsche Gesetz über die Wahrnehmung von
Urheberrechten und verwandten Schutzrechten vom
9. September 1965 weist der GEMA — im Gegensatz
zum Gesetz über die Vermittlung von Musikauffüh­
rungsrechten vom 4. Juli 1933 und ebenfalls im
Gegensatz zu der zunächst geplanten Regelung auf
Grund von § 4 Absatz 2 des Referentenentwurfs —
kein Monopol zu . Zwar sieht § 53 Absatz 5 des
Urheberrechtsgesetzes den Fall vor , daß der dort
gewährte Anspruch der Urheber nur durch eine
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden
kann ; dies ist aber kein besonderes oder ausschließ­
liches Recht der GEMA, weil jede andere Verwer­
tungsgesellschaft, also auch eine solche aus einem
anderen Mitgliedstaat, den Anspruch aus § 53
Absatz 5 des Urheberrechtsgesetzes geltend machen
kann , sofern sie eine Erlaubnis nach § 1 des
Gesetzes über die Wahrnehmung von Urheberrechten
und verwandten Schutzrechten erhalten hat. Artikel
90 Absatz 1 ist daher auf die GEMA nicht
anwendbar.

2 . Die GEMA ist entgegen ihrer Behauptung auch
nicht mit Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse betraut. Zunächst fehlt es
an einer solchen Betrauung, die weder in den
Vorschriften des Gesetzes über die Wahrnehmung
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten
vom 9 . September 1965 noch in der der GEMA auf
Grund von § 1 dieses Gesetzes erteilten Erlaubnis zu
sehen ist. Das Gestz sieht nur vor, daß die GEMA
bestimmte Verpflichtungen zu erfüllen hat, wie dies
beispielweise bei Banken und Versicherungen auch
der Fall ist. Die darüber hinausgehenden Pflichten
des § 6 (Wahrnehmungszwang), des § 11 (Abschluß­
zwang), und des § 12 (Gesamtverträge) ergeben sich
aus der tatsächlichen Monopolsituation und entspre­
chen der Rechtslage in Deutschland bei allen Mono­
polen, die dem Kontrahierungszwang und dem Dis­
kriminierungsverbot unterliegen .

Die Verpflichtungen der GEMA, nach § 8 eine
Vorsorge- und Unterstützungskasse einzurichten und
nach § 13 Absatz 3 bei der Tarifgestaltung auf
religiöse, kulturelle und soziale Belange und solche
der Jugendpflege Rücksicht zu nehmen , sind Dienst­
leistungen von allgemeinem kulturellem und sozialem
Interesse, nicht aber von allgemeinem wirtschaft­
lichem Interesse im Sinne von Artikel 90 Absatz 2 ,
der daher auf die GEMA keine Anwendung findet .

3 . Darüber hinaus stellt diese Entscheidung die
Alters - und Hinterbliebenenversorgung der GEMA­
Sozialkasse nicht in Frage ; sie verstärkt vielmehr die
Rechte der Mitglieder auf Ansprüche aus dieser

IV . Die Entscheidung nach Artikel 3 der Verord'
nung Nr. 17

Die in dieser Entscheidung festgestellten mißbräuch­
lichen Ausnutzungen der marktbeherrschenden Stel­
lung der GEMA sind nach Artikel 1 der Verordnung
Nr . 17 verboten , ohne daß dies einer vorherigen
Entscheidung bedarf. Die GEMA hat daher die
Zuwiderhandlungen ab sofort zu unterlassen .

Dagegen ist bei der Verpflichtung der GEMA ,
bestimmte Regelungen in der Satzung, der Geschäfts­
ordnung für das Wertungsverfahren , den Berechti­
gungsverträgen und der Satzung der Sozialkasse
abzuändern oder aufzuheben, der Tatsache Rechnung
zu tragen, daß eine solche Änderung die Fristen und
anderen Voraussetzungen des deutschen Vereins­
rechts berücksichtigen muß und eine Revision
zahlreicher Bestimmungen der GEMA voraussetzt . Es
erscheint daher angemessen , der GEMA hierfür eine
Frist von sechs Monaten nach Bekanntgabe dieser
Entscheidung einzuräumen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Es wird festgestellt , daß Bestehen und Anwendung
folgender Bestimmungen der GEMA Zuwiderhand­
lungen gegen Artikel 86 des Vertrages zur Gründung
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der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft darstel­
len :

1 . § 6 Buchstabe a ) der Satzung, soweit er
Angehörigen aus anderen Mitgliedstaaten die
ordentliche Mitgliedschaft versagt ;

2 . § 6 Buchstabe b ) Absatz 1 der Satzung, soweit
er Musikverlagen mit Sitz in anderen Mitglied­
staaten die ordentliche Mitgliedschaft versagt ;

3 . § 6 Buchstabe b ) Absatz 4 der Satzung, soweit
er Verlagsfirmen, die in wirtschaftlichem oder
personellem Zusammenhang mit Verlagen in
anderen Mitgliedstaaten stehen, die ordentliche
Mitgliedschaft erschwert ;

Sozialkasse einzubüßen . Die Vorschriften des
§§ 7 und 9 Abschnitt A der Satzung über das
Erfordernis eines Mindestaufkommens für den
Erwerb oder die Erhaltung der ordentlichen
Mitgliedschaft und das Recht der GEMA,
innerhalb einer Sparte die Übertragung aller
Werke einschließlich der zukünftigen eines Mit­
glieds zu verlangen, bleiben unberührt .

Sparten im Sinne dieser Entscheidung sind :

1 , das allgemeine Aufführungsrecht,

2 , das Senderecht einschließlich des Rechts der
Wiedergabe,

3 , das Filmaufführungsrecht,

4 , das mechanische Vervielfältigungs- und Ver­
breitungsrecht einschließlich des Rechts der
Wiedergabe,

5 , das Filmherstellungsrecht,

6 , das Recht zur Herstellung, Vervielfältigung,
Verbreitung und Wiedergabe von Trägern für
Bildaufzeichnungsgeräte,

7, die Rechte zu Benutzungshandlungen, die
durch die technische Entwicklung oder eine
Änderung der Gesetzgebung in Zukunft
entstehen ;

8 , die §§ 3 Ziffer 9 und 9 Ziffer 1 der
Geschäftsordnung für das Wertungsverfahren in
der Unterhaltungs- und Tanzmusik und § 11
Ziffer 6 der Satzung der Sozialkasse, soweit sie
einen Rechtsanspruch und den Rechtsweg aus­
schließen :

4. § 7 der Satzung, soweit er zur Aufnahme als
ordentliches Mitglied ein Mindestaufkommen
von der GEMA voraussetzt und sonstige Auf­
kommen aus Urheberrechten an Werken der
Musik, soweit sie von Verwertungsgesellschaften
verwaltet werden, unberücksichtigt läßt ;

5 . § 13 Ziffer 1 Absatz 2 der Satzung, soweit er
Angehörige aus anderen Mitgliedstaaten von der
Wählbarkeit zum Aufsichtsrat ausschließt ;

6 . § 7 Absatz 1 des Berechtigungsvertrags, soweit er
für Angehörige eines Mitgliedstaats der Gemein­
schaft die Pflicht zur Mitteilung des Wechsels in
die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitglied­
staats begründet ;

9 , die Geschäftsordnung für das Wertungsverfahren
in der Unterhaltungs- und Tanzmusik einschließ­
lich deren Anhang, soweit sie einem engeren
Mitgliederkreis ohne objektiv-wirtschaftliche
oder kulturelle Gründe zu Lasten anderer
Mitglieder oder sonstiger Urheber wirtschaftliche
Vorteile gewährt ;

7 . § 3 Ziffer 1 Buchstabe a) der Satzung und § 1
des Berechtigungsvertrags, soweit diese den
Mitgliedern nicht die freie Wahl lassen ,

a ) ob sie ihre Rechte für Länder, in denen die
GEMA nicht unmittelbar tätig ist, ganz oder
teilweise der GEMA oder einer anderen Ver­
wertungsgesellschaft übertragen,

b ) ob sie für Länder, in denen die GEMA
unmittelbar tätig ist, ihre Rechte insgesamt
auf die GEMA übertragen oder nach Sparten
auf mehrere Gesellschaften aufteilen ,

c ) ob sie die Verwaltung einzelner Sparten nach
ordnungsgemäßer Kündigung zum Ende eines
jeden Jahres der GEMA entziehen ,

ohne dadurch die ordentliche Mitgliedschaft oder
Leistungen aus den Wertungsverfahren oder der

10 . die §§ 8 Ziffer 3 Absatz 1 und 9 Abschnitt B
der Satzung, soweit damit einem von einem
Musikverwerter wirtschaftlich abhängigen Mu­
sikanbieter die ordentliche Mitgliedschaft versagt
oder entzogen wird . Das Recht der GEMA, das
Stimmrecht und das passive Wahlrecht dieses
Musikanbieters und seine Vertretung in der
Mitgliederversammlung besonders zu regeln ,
bleibt unberührt ;
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in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft ein­
schließlich Deutschlands schon einmal eine Lizenz­
gebühr entrichtet worden ist. Der GEMA bleibt
unbenommen, von diesen Händlern die Differenz
zwischen der niedrigeren, schon bezahlten Lizenz­
gebühr und der in Deutschland üblichen höheren
Gebühr zu verlangen, soweit die GEMA dabei als
Berechnungsgrundlage den durchschnittlichen
Endverkaufspreis dieser von Händlern importier­
ten Platten zugrunde legt ;

3 , die Belastung der nach Deutschland importierten
Ton- und Bildaufzeichnungsgeräte mit einer höhe­
ren Gebühr gemäß § 53 Absatz 5 des Gesetzes
über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte als
der in Deutschland hergestellten Geräte .

Artikel 3

Die GEMA ist verpflichtet, die in Artikel 1 und in
Artikel 2 dieser Entscheidung festgestellten Zuwider­
handlungen ab sofort abzustellen und innerhalb einer
Frist von sechs Monaten nach Bekanntgabe dieser
Entscheidung die zur Änderung der in Artikel 1
genannten Bestimmungen notwendigen Maßnahmen
durchzuführen .

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Gesellschaft für
musikalische Aufführungs- und mechanische Verviel­
fältigungsrechte (GEMA), D — 1 Berlin 30, Bay­
reuther Straße 37/38 , gerichtet.

Brüssel, den 2. Juni 1971
Für die Kommission

11 . die §§ 3 Ziffer 1 Buchstabe a ) und 9 Abschnitt
A Ziffer 1 und Abschnitt C der Satzung und die
§§ 1 und 10 des Berechtigungsvertrags , soweit
ein Mitglied zum Zeitpunkt seines Ausscheidens
aus der GEMA nicht die volle Verfügungsbefug­
nis über seine Urheberrechte erhält . Das — nicht
ausschließliche — Recht der GEMA zur Abwick­
lung bestehender Lizenzverträge nach § 1 1 des
Berechtigungsvertrags bleibt unberührt ;

12 . § 5 Absatz 1 Buchstäbe b ) und § 7 Absatz 1
Buchstabe a) der Satzung der GEMA-Sozialkasse,
soweit die Wartezeit länger als fünf Jahre
beträgt ;

13 . § 11 Absatz 4 der Satzung der GEMA­
Sozialkasse, soweit — vorbehaltlich einer Warte­
zeit von fünf Jahren — bei Beendigung der
Mitgliedschaft jeder Anspruch erlischt .

Artikel 2

Es wird festgestellt, daß folgende Verhaltensweisen der
GEMA Zuwiderhandlungen gegen Artikel 86 des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft darstellen :

1 , die vertragliche Ausdehnung der von ihr wahrge­
nommenen Urheberrechte auf Werke der Musik,
deren Schutzfrist entweder abgelaufen ist oder die
weder unmittelbar noch mittelbar zum Repertoire
der GEMA gehören . Der GEMA bleibt hiermit die
Möglichkeit unbenommen, bei der Abrechnung
mit Herstellern von Tonträgern auf volle Minuten
der Spieldauer aufzurunden ;

2, die Belastung von nach Deutschland von Händ­
lern importierten oder reimportierten Tonträgern
mit einer Lizenzgebühr, wenn für diese Tonträger

Der Präsident

Franco M. MALFATTI


